
Beschl.-Nr: 4 
STADT LANDSHUT 

Auszug 
aus der Sitzungs-Niederschrift 

des Sozialausschusses vom 21.07.2021 

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war öffentlich. 

Referent: RD Dr. Matthias Kurbel 

Betreff: Einrichtung eines Pflegestützpunktes für Stadt und Landkreis Landshut; 
Vorstellung eines Vorentwurfs für ein Betriebskonzept im Angestelltenmodell 
ohne Beteiligung des Bezirks Niederbayern 

1. Der Beschluss des Sozialausschusses vom 17.12.2020 wird wie folgt geändert: 

Der Sozialausschuss spricht sich für die Errichtung eines gemeinsamen 
Pflegestützpunktes mit dem Landkreis Landshut und den Kranken- und 
Pflegekassen für die Region Landshut aus. 

Eine etwaige Beteiligung des Bezirks ist keine Voraussetzung für die Errichtung des 
gemeinsamen Pflegestützpunktes. Beteiligt sich der Bezirk entgegen den bisherigen 
Aussagen dennoch mit einem Drittel der Gesamtkosten des kommunalen Anteils 
soll der Pflegestützpunkt mit einer Trägerschaft Stadt Landshut, Landkreis 
Landshut, Bezirk Niederbayern sowie den Kranken- und Pflegekassen errichtet 
werden. 
Bei einer geringen Beteiligung (z.B. wie angekündigt mit 1/3 lediglich der 
Sachkosten) ist eine gleichberechtigte Trägerstellung nicht angezeigt. In diesem Fall 
ist eine Kooperationsvereinbarung anzustreben. 

2. Vom Vorentwurf eines möglichen Betriebskonzeptes wird zustimmend Kenntnis 
genommen 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Errichtung eines gemeinsamen Pflegestützpunktes 
im Angestelltenmodell weiter voranzutreiben und mit den Kranken- und Pflegekassen 
den Stützpunktvertrag auszuarbeiten sowie den entsprechenden Errichtungsantrag bei 
der Kommission Pflegestützpunkte zu stellen. Herr Oberbürgermeister Putz wird 
ermächtigt, den Stützpunktvertrag abzuschließen 



4. Damit der Pflegestützpunkt noch 2021 seinen Betrieb aufnehmen kann, empfiehlt der 
Sozialausschuss dem Plenum die Schaffung von 4 Planstellen (davon zumindest 1 
Planstelle außerplanmäßig noch im laufenden Haushaltsjahr) in. einer entsprechend 
des Rahmenvertrages vorgesehenen Eingruppierung, maximal S 15 oder vergleich­
bare Besoldung. Die Verwaltung wird gebeten, die dafür erforderlichen personellen 
Ressourcen und finanziellen Mittel zum Stellenplan bzw. städtischen Haushalt zu 
beantragen. 

Abstimmungsergebnis: JA 11 NEIN 0 

Landshut, den 21.07.2021 
STADT LANDSHUT 




